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i n E r w ä g u n g :

S a c h v e r h a l t :

A. Am 31. Januar 2007 hat das Sozialamt B dem Sozialdienst A eine Rechnung in Höhe
von 280 Franken zugestellt für die Übernahme der Sozialhilfe an Z. während seines
Aufenthaltes vom 28. September bis zum 7. Oktober 2006 in der Notschlafstelle «La
Tuile» in Freiburg.

Auf Antrag der Sozialkommission A hat die Sozialkommission B diese am 7. Februar 2007
über den Entscheid bzgl. Kostenübernahmegarantie (Unterhalt und Unterkunft) in der
Notschlafstelle «La Tuile», unter Hinweis auf die Rechtsmittel, informiert.

B. Am 15. Februar 2007 hat die Sozialkommission A eine Einsprache gegen diesen
Entscheid formuliert. Sie hat jegliche Übernahme von Fürsorgekosten für Z. abgelehnt,
weil dieser am 1. April von ..... nach ..... gekommen war, um zwei Monate später wieder
wegzugehen. Die beiden angegebenen Adressen «Place .....» und «rue .....» in .....
liessen vermuten, dass es sich dabei um fiktive Wohnsitze handelte. Insofern als die
subjektiven Komponenten der Schaffung eines Interessenszentrums und der Absicht,
sich in ..... niederzulassen, nicht gegeben waren, konnte die ausserbezirkliche
Verrechnung nach Art. 9 des Sozialhilfegesetzes (SGHG; SGF 831.0.1) nicht
gerechtfertigt sein.

C. Mit Entscheid vom 23. Februar 2007 hat die Sozialkommission B diese Einsprache
zurückgewiesen. Um ihre Aussage zu begründen hat sie sinngemäss befunden, dass die
Sozialkommission A die gesetzliche Vermutung nicht umstossen konnte, wonach Z.
tatsächlich an den angegebenen Adressen wohnte.

D. Am 19. März 2007 hat die Sozialkommission A das Verwaltungsgericht (seither
Kantonsgericht) eingeschaltet. Eingangs fragt sich die Beschwerdeführerin ob ihre
Beschwerde in Bezug auf die Form angenommen werden kann. Der Sozialdienst B hat
nämlich eine am 31. Januar 2007 datierte Rechnung verschickt, die nicht als formeller
Entscheid angesehen werden kann. Aus dieser Perspektive heraus wurde das Verfahren
aus Art. 6 des Ausführungsreglements vom 30. November 1999 zum Sozialhilfegesetz
(ARSHG; SGF 831.0.11) nicht eingehalten und die Rechnung müsste annulliert werden.

In sachlicher Hinsicht schliesst die Beschwerdeführerin damit, dass der
Unterstützungswohnsitz von Z. nicht begründet werden kann und Art. 9a SHG folglich
keine Anwendung findet. Ihrer Meinung nach scheint es schwierig anzunehmen, dass die
subjektive Komponente (Abs icht dauernden Verbleibens und Erkennung durch Dritte)
hervorgebracht werden kann, um einen Unterstützungswohnsitz zu begründen. Z. kam
nämlich aus ..... und ist weniger als zwei Monate nach seiner Ankunft in ..... zu seiner
Mutter nach ..... zurückgekehrt. Der Adresswechsel innerhalb von zwei Monaten deutet
eher daraufhin, dass er keine Niederlassung in ..... beabsichtigte. Im Übrigen ist es
unmöglich zu bestimmen, bei wem Z. in ... . . gewohnt hat; sogar seine Mutter wusste
es nicht. Zur Begründung ihrer Beschwerde verweist die Beschwerdeführerin auf die
Rechtssprechung des Kantonsgerichtes (VGE 3A 05 26 vom 14.Dezember 2005 und 3A 06
160 vom 23. Januar 2007).
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E. In ihren Beobachtungen vom 17. April 2007 schlägt die beklagte Behörde die
Ablehnung der Beschwerde vor und schliesst mit der Pflicht, dem Sozialdienst B die
materiel le Hilfe, die Z. in den zwölf Monaten nach seinem Weggang aus der Gemeinde
..... gewährt wurde, zurückzubezahlen. Sie weist jeglichen Formmangel von sich. Das
SHG auferlegt der Sozialkommission keinerlei Fristen für die Fällung ihrer Entscheide
(Art. 20 SHG); so kommt es häufig vor, dass der regionale Sozialdienst eine Sozialhilfe
überweist, bevor die Sozialkommission einen Entscheid gefallen hat. Dies ist
insbesondere dann der Fall, wenn ein Notfall vorliegt (Art. 18 Abs. 2 Bst. c SHG), wie im
vorliegenden Fall.

Was das Materiel le anbelangt, so ist die beklagte Behörde der Ansicht, dass die
Beschwerdeführerin mit ihrer Bezugnahme auf die Rechtsprechung des
Kantonsgerichtes ein grundlegend unterschiedlicher Umstand übersieht: im
vorliegenden Fall hat sich der Sozialhilfeempfänger bei der Einwohnerkontrolle der letzten
Wohngemeinde gemeldet, wodurch die Vermutung des zivilrechtlichen Wohnsitzes und des
Unterstützungswohnsitzes in dieser Gemeinde entsteht. Um diese Vermutung umzustossen
müssen die Elemente besonders überzeugend sein. Dies ist jedoch nicht der Fall. Z . war im
Te le fonbuch Twixte l aufge führ t und hat e ine Festnetz l in ie an se iner Adresse an
der rue . . . . . in ..... installieren lassen, ein Hinweis, der die gesetzliche Vermutung des
Wohnsitzes bestärkt. Die Dauer der Niederlassung ist nicht entscheidend, und schliesslich
zeigt die Tatsache, dass seine Mutter nicht wusste, wo er wohnte, vor allem eines: dass
sie zum besagten Zeitpunkt gar nichts über die Lage ihres Sohnes wusste. Das gleiche
gilt für die Aussagen seines Arbeitgebers, welche nach einem nur wenig vertrauenswürdigen
Verfahren eingeholt wurden.

F. Die Beschwerdeführerin hat ihre Beobachtungen darauf am 21. Mai 2007
eingereicht. Sie wiederholt, dass Art. 6 ARSHG nicht eingehalten wurde und dass die
Rechnung annulliert werden muss, da nicht SHG-konform. Im Übrigen hält sie an ihren
Schlussfolgerungen fest, und bezieht sich dabei hauptsächlich auf die Rechtsprechung.
Sie wünscht sich eine Änderung des Art. 9a SHG, die sich auch alle anderen regionalen
Sozialdienste wünschen, angesichts der administrativen Unannehmlichkeiten, der
buchhalterischen Schwierigkeiten oder der Beschwerden, zu denen dieser Artikel führt.

G. In ihrer Duplik vom 6. Juni 2007 weist die beklagte Behörde darauf hin, dass der
Fall aus dem Kantonsgerichtsentscheid (3A 06 160) nicht vergleichbar ist. Es ging dabei
nämlich darum, den Unterstützungswohnsitz einer Frau zu bestimmen, welche der
Gewalttätigkeit ihres Mannes entkommen wollte und bei ihren Verwandten in .....
Unterschlupf gefunden hatte (Notfallsituation), ihre Papiere jedoch in ..... gelassen
hatte. Im vorliegenden Fall jedoch lässt keine konkrete Tatsache vermuten, dass die
tatsächliche Situation des Betreffenden nicht dem Hinterlegen seiner Papiere in .....
entsprach. Ganz im Gegenteil: Er hatte in ..... weder eine Arbeit noch eine Wohnung.
Die beklagte Behörde hält darum an ihren Schlussfolgerungen fest.

R e c h t l i c h e s

1. Nach Art. 26 Abs. 1 SHG sind al le Verfügungen der Sozialkommission dem
Betroffenen, der als Sozia lhi l fewohnsitz geltenden Gemeinde und, für die Fäl le nach
Bundesrecht oder internat ionalen Vereinbarungen, dem Kantonalen Sozia lamt unter
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Hinweis auf die Rechtsmittel schrift l ich zuzustel len.

Art. 6 ARSHG präzisiert, dass, im Falle eines Wohnsitzwechsels, der Entscheid der neuen
Sozialkommission der vorherigen Sozialkommission mit Angabe der Rechtsmittel gemeldet
wird. Beizulegen ist eine Sozialhilfeanzeige. Die Mitteilung des Entscheids nach Artikel 26 SHG
bleibt vorbehalten (Abs. 1). Die materielle Hilfe wird dem vorherigen Sozialdienst innert
sechzig Tagen nach Ablauf jedes Kalenderquartals in Rechnung gestellt. Die Rechnung wird
innert einem Monat beglichen (Abs. 2).

Im vorliegenden Fall hat der Sozialdienst B dem regionalen Sozialdienst A am 31. Januar 2007
eine Rechnung in Höhe von 280 Franken (Unterhalt 200 Franken und Unterkunft
80 Franken) zugestellt. Der Entscheid der beklagten Behörde, die Gutsprache für den
Unterhalt und die Unterkunft von Z. in der Notschlafstel le «La Tui le» zu gewähren,
wurde sowohl dem Betroffenen und, auf Antrag, auch der Beschwerdeführerin am 7.
Februar 2007 mitgeteilt.

Sicher, im Allgemeinen kommt die Rechnung erst nachdem die Gewährung der
materiellen Hilfe beschlossen wurde; trotzdem ist nicht klar, weshalb die Tatsache, die
Rechnung vor dem Entscheid zuzustellen, zur Annullierung der Rechnung führen sollte, wie
dies die Beschwerdeführerin behauptet. Die Rechte der bisher zuständigen Sozialkommission
werden nämlich weder reduziert noch aufgehoben und die Rechnung hat keinen wert solange
sie sich nicht auf einen formellen Entscheid im Sinne von Art. 6 Abs. 1 ARSHG abstützen
kann. Im vorliegenden Fall konnte die Sozialkommission A ihre Rechte geltend machen, in
dem sie, nach Art. 35 und 36 SHG, eine Einsprache und eine Beschwerde gegen den
Entscheid der Sozialkommission B einreichte; somit ist die Schlussfolgerung, die zu einer
Annullierung der strittigen Rechnung führt, unbegründet.

2. a) Nach Art. 36 SHG können Einspracheentscheide beim Kantonsgericht mit Beschwerde
angefochten werden. Die Sozia lkommission A ist laut Art. 37 Bst. c SHG dazu berecht igt,
e inen Entscheid nach Art. 9a SHG anzufechten. Weil die Beschwerde darüber hinaus in
gesetzlich vorgegebener Frist und Form eingereicht wurde (Art. 79 bis 81 Gesetz vom 23. Mai
1991 über die Verwaltungsrechtspflege; VRG; SGF 150.1), muss das Kantonsgericht prüfen,
inwieweit sie berechtigt ist.

b) Nach Art. 77 VRG kann mit einer Beschwerde beim Kantonsgericht gerügt
werden: Die Verletzung des Rechts einschliesslich Überschreitung oder Missbrauch des
Ermessens (Bst. a) und die unrichtige oder unvollständige Feststellung des
rechtserheblichen Sachverhalts (Bst. b). Weil jedoch keine der in Art. 78 Abs. 2 Bst. a bis
c vorgesehenen Situationen vorliegt, kann das Kantonsgericht die Angemessenheit des
angefochtenen Entscheids nicht überprüfen.

3. a) Wechse lt d ie bedürft ige Person ihren Sozia lh i l fewohnsitz innerhalb des
Kantons, so muss gemäss Art . 9a SHG der bisher zuständige Sozia ldienst während
12 Monaten ab dem Umzug an den neuen Sozia lhi l fewohnsitz die von der neu
zuständigen Sozia lkommission gesprochene mater ie l le Hi l fe vergüten, nach Abzug
der Betei l igung des Staates und unter Vorbehalt der Bundesgesetzgebung und
internat ionaler Vereinbarungen.

In der Botschaft Nr. 116 zum Entwurf für die Revis ion des Sozia lhi l fegesetzes vom
14. November 1991 (Amtl iches Tagblatt der Sitzungen des Grossen Rates [TGR] II
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1998 S. 1213) steht zu dieser gesetz l ichen Best immung: «Die E inführung einer Fr is t ,
während der bei e inem Wohnsitzwechse l innerhalb des Kantons der bisher
zuständige Sozia ld ienst für die Kosten der mater ie l len Hi l fe aufkommen muss (eine
Best immung übr igens, die schon in etwas anderer Form im alten Gesetz aus dem
Jahre 1951 über die Armenfürsorge bestand), war Gegenstand mehrerer
Intervent ionen. Es wird daher vorgeschlagen, s ie wieder einzuführen. Bei der
heut igen Mobi l i tät der Bevölkerung kommt es häuf ig vor, dass eine
Sozia lkommission den Eindruck hat , ihr «Nachbar» versuche, seine Soz ia l fä l le
«loszuwerden». Diese Fr ist wird auf 12 Monate ab dem Datum des Umzugs an den
neuen Sozia lh i l fewohnsitz festgesetzt. Innerhalb dieser 12 Monate muss der vorher
zuständige Sozia ld ienst die von der neu zuständigen Sozia lkommission gesprochene
mater ie l le Hi l fe übernehmen, und dies ste l l t e in neutrales und objekt ives Korrekt iv
dar. In der Zusammenarbei t zwischen den verschiedenen Soz ia ld iensten des Kantons
könnten dadurch unnötige Spannungen vermieden werden […]. Für die in der Prax is
Tät igen präzis ieren wir, dass die Logik und Systemat ik dieser neuen Best immung
derjenigen entspricht, nach der die im ZUG geltende interkantonale Faktur ierung
erfolgt .»

b) Nach Art . 9 SHG Abs. 1 hat der Bedürft ige seinen Wohnsi tz im Sinne des
SHG in der Gemeinde, in der er sich mit der Abs icht dauernden Verbleibens aufhä lt
( im folgenden Soz ia lhi l fewohnsitz genannt). A ls Wohnsitzbegründung gi lt die
Anmeldung bei der E inwohnerkontro l le oder, für Aus länder, die Ausstel lung einer
Aufenthal ts- oder Niederlassungsbewi l l igung, sofern nicht nachgewiesen wird, dass
der Aufentha lt schon früher oder erst später begonnen hat oder nur
vorübergehender Natur ist (Abs. 2).

Die Definit ion des Sozia lh i l fewohnsi tzes übernimmt, in Anwendung auf d ie
Gemeinwesen des Kantons, die Begr i ffe aus Art . 4 des Bundesgesetz über die
Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürft iger (Zuständigke itsgesetz; ZUG; SR
851.1) . Gemäss Art. 4 ZUG hat der Bedürft ige nämlich seinen Wohnsi tz
(Unterstützungswohnsi tz) in dem Kanton, in dem er sich mit der Absicht dauernden
Verbleibens aufhäl t . Dieser Kanton wird als Wohnkanton bezeichnet (Abs. 1) . Die
pol ize i l i che Anmeldung, für Ausländer die Ausste l lung einer Anwesenheits -
bewi l l igung, gi l t a ls Wohnsitzbegründung, wenn nicht nachgewiesen ist, dass der
Aufenthal t schon früher oder erst später begonnen hat oder nur vorübergehender
Natur ist (Abs. 2).

Der Begriff des Unterstützungswohnsitzes aus dem Bundesrecht kann sinngemäss auf
denjenigen aus dem Kantonsrecht angewandt werden.

Soweit mit se inem Zweck vereinbar, setzt das ZUG den Begri f f des Unterstützungs-
wohnsitzes mit demjenigen des zivi l recht l ichen Wohnsitzes (ZGB; SR 210) gle ich
(Botschaft vom 22. November 1989 zur Revis ion des Bundesgesetzes über d ie
Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürft iger , in: Bundesblat t [Bbl] 1990 I, S.
55). Zur Beantwortung der Frage, ob ein Unterstützungswohnsitz im Sinne des ZUG
begründet worden ist oder nicht , kann man sich daher weit gehend auf die Doktr in
und die Rechtsprechung betreffend den zivi l recht l ichen Wohnsitz beziehen
(Ze itschr i ft für öffent l iche Fürsorge [Zöf] 1978 S. 181). Die beiden Begri f fe decken
sich jedoch nicht vol lständig. Während das ZGB garant iert , dass jede Person stets
über einen zivi l recht l ichen Wohnsi tz verfügt, s ieht das ZUG in best immten Fäl len
vor, dass kein Unterstützungswohnsi tz vorhanden ist . Im Soz ia lh i l ferecht g ibt es
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insbesondere keinen obl igator ischen Unterstützungswohnsi tz nach dem Model l des
fikt iven ziv i l recht l ichen Wohnsi tzes (F. WOLFFERS, Fondements du droit de l ’a ide
socia le , Bern 1995, S. 58; W. THOMET, Commentaire concernant la LAS, Zür ich 994,
Nr. 89ff).

Grundsätzl ich bef indet sich der Unterstützungswohnsitz einer bedürft igen Person in
dem Kanton – und sinngemäss in der Gemeinde – wo sie sich mit der Absicht
dauernden Verbleibens aufhält . Diese Formul ierung nach dem Wort laut von Art ikel 23
ZGB bedeutet, dass sich der Wohnsitz dort bef indet , wo sich die Person effekt iv und
für Dr itte erkennbar niederge lassen hat, mit anderen Worten: wo ihr Lebenszentrum
ist . Diese Definit ion enthält e ine objekt ive Komponente, den effekt iven Aufentha lt an
einem best immten Ort (der Wohnort) , und eine subjekt ive (die Abs icht dauernden
Verbleibens) , wobei beide Komponenten nicht voneinander zu trennen sind. Die
Absicht dauernden Verble ibens hat, wer vorhat , s ich für unbest immte Zeit an e inem
best immten Ort aufzuhalten, wenn diese Absicht rea l is ierbar ist . Die Absicht darf
s ich nicht auf einen bloss vorläufigen Aufenthal t bez iehen. Der Wohnsitz darf auch
nicht nach dem inneren Wil len der fragl ichen Person best immt werden, sondern eher
aufgrund von Kriter ien, die für Dr itte erkennbar s ind. Entscheidend ist d ie Abs icht ,
die aus den äusseren Umständen hervorgeht , oder anders gesagt: d ie Antwort auf
die Frage, ob man aus sämtl ichen Umständen ablei ten kann, dass die betreffende
Person aus dem fragl ichen Ort das Zentrum ihrer persönl ichen Beziehungen gemacht
hat (THOMET, Nr. 96ff; BGE 97 II 3ff. 108 Ia 254).

c) Wie Art . 4 Abs . 2 ZUG ste l l t Ar t . 9 Abs. 2 SHG die gesetz l i che Vermutung,
d ie auf der a l lgemeinen Lebenser fahrung beruht , dass die Person, d ie ihre
Ankunf t be i der E inwohnerpo l ize i geme ldet hat , oder der Ausländer der von der
Aus länderpol ize i e ine Anwesenhe i t sbewi l l igung erha l ten hat , im besagten Ort
e inen Unters tützungswohns i t z begründet hat . D iese Vermutung kehr t d ie
Bewe is las t um. Nun is t es an der Wohngemeinde zu beweisen, dass es s ich
ke ines fa l l s um die Begründung eines Wohns i tzes hande ln konnte . D ies i s t
nament l i ch der Fa l l , wenn der Aufentha l t der unters tützten Person in der
Gemeinde nur vorübergehender Natur i st ( s . Zöf 1982, S. 44; VGE [n icht
veröf fent l i cht] vom 28. September 2001, St re i t fa l l S .) .

4 . Im konkreten Fa l l s te l l t d ie Beschwerdeführer in in Frage , dass Z. d ie Abs icht
hatte , s i ch in . . . . . n iederzu lassen, und fo lg l i ch auch, dass s ie d ie von der
bek lagten Soz ia lkommiss ion besch lossene mater ie l le H i l fe zurückzahlen muss. Somit
gilt es vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des Gerichtshofes (s. namentlich 3A 05
26 und 3A 06 160) zu bestimmen, ob während des fraglichen Zeitraumes in ..... ein
Sozialhilfewohnsitz begründet worden war oder nicht.

a) Aus der Untersuchung des Dossiers geht hervor, dass Z. bei der
Einwohnerkontrolle ..... eingetragen war, und zwar per Ankunft am 1. April 2006. Vom 1.
April bis zum 23. Mai 2006 wohnte er an der Place ....., danach vom 23. bis zum 31. Mai
2006 an der rue ....., und schl iessl ich verl iess er den Dorf am 1. Juni 2006. Somit
besteht ke in Zwei fel , dass die gesetz l iche Vermutung von Art. 9 SHG Anwendung
findet, da Z. seine Ankunft dem Einwohneramt ..... gemeldet hat. Folglich war es an der
Beschwerdeführerin, diese Vermutung umzustossen, um daraus ein Recht abzuleiten. Es
muss jedoch festgestellt werden, dass ihr dies nicht gelungen ist.
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b) Abgesehen von der Tatsache , dass Z. se ine Pap ie re dor t h inter legt hat , i s t
es im vor l iegenden Fal l o f fens icht l i ch , dass d ie ob jekt ive Komponente des Begr i f f s
«Wohnsi t z» – sol l he issen: der e f fekt ive Aufentha l t an e inem best immten Ort (der
Wohnor t) – von dem Moment an gegeben is t , a ls Z. während zwe i Monaten, vom 1.
Apr i l b i s zum 31. Ma i 2006, in . . . . . gewohnt hat . Ausserdem ste l l t s i ch in diesem
Fa l l nur e ine e inz ige Frage: Ist auch das subjekt ive Kr i te r ium gegeben? Mit
anderen Worten: Es muss geprüft werden, ob der Bet ro f fene nach se inem Weggang
aus . . . . . d ie Abs icht hatte , s i ch in . . . . . n iederzulassen.

D ie Beschwerdeführer in hat d iesbezügl i ch im Ver fahren ke ine fund ier ten E lemente
hervorgebracht , d ie das Gegente i l bezeugt hätten. Ganz im Gegente i l : Das
Argument , wonach es unmögl i ch war , zu best immen, bei wem Z. gewohnt hat , wurde
von den durch d ie bek lagte Behörde hervorgebrachten Tatsachen wider legt . Vor
a l lem das Anbr ingen e iner Festnetz l in ie an der rue . . . . . i s t e in ausre ichender
H inwe is um zu erwägen, dass es se ine Abs icht war , s i ch in . . . . . n iederzu lassen,
zumindest für e ine best immte Dauer . Was d ie Aussagen der Mut te r und des
Arbe i tgebers von Z. anbe langt , so l ie fe rn diese ke iner le i H inwe ise , ausser darauf ,
dass diese über d ie Abs ichten des Betre f fenden nicht Besche id wussten. Fo lg l i ch
muss a ls bestät igt angesehen werden, dass Z. am 1. Apr i l 2006 mi t der Abs icht
nach . . . . . gekommen is t , dor t zu wohnen. Die Tatsache , dass er das Dor f nach nur
zwei Monaten ver lassen hat , beruht auf der Nieder lassungsfre ihe i t , d ie nach Ar t .
24 der Bundesver fassung (SR 101) jeder Schweizer in und jedem Schwe izer
zusteht .

5 . a ) Aufgrund der vorangegangen Erwägungen kann ohne Zwe i fe l gesagt
werden, dass Z. – durch se ine Meldung be im E inwohneramt . . . . . und se inen
zweimonat igen Aufentha l t – d ie Abs icht hatte , s i ch in d iesem Dor f n iederzulassen.
Er hat somi t in . . . . . e inen Soz ia lh i l fewohns i t z im Sinne von Art . 9 SHG begründet ,
wesha lb d ie Bed ingungen aus Ar t . 9a SHG er fü l l t waren und d ie Kosten für d ie
mater ie l le H i l fe an den Begünst igten der Beschwerdeführer in faktur ier t werden
konnten. Fo lg l i ch hatte die Soz ia lkommiss ion B das Recht , zu ver langen, dass der
Betrag von 280 Franken für d ie an Z. während se ines Aufentha l tes in der
Notsch la fs te l le «La Tui le» in Fre iburg (28. September bis 7. Oktober 2006)
gewährte Soz ia lh i l fe rückerstat te t wurde .

Demzufolge muss die Beschwerde der Soz ia lkommiss ion A abgelehnt und der
E inspracheentsche id der Soz ia lkommiss ion B bestä t igt werden.

6. D ie Beschwerdeführer in b i t tet d ie h ies ige Behörde, d ie Begr i f fe
«z iv i l recht l i cher Wohns i t z» und «Unterstützungswohnsi tz» genauer auszuführen.
Ihr zufo lge wi rd Ar t . 9a SHG von a l len regiona len Soz ia ld ienste abge lehnt . D ieser
Beschwerdegrund kann – sofern er s i ch bestät igt – insofe rn n icht behande l t
werden, a l s er ganz of fens icht l i ch den Rahmen d ieses Ver fahrens sprengt (A r t . 81
Abs . 3 VRG) . Wenn s ie e ine Änderung dieses Gesetzes wünscht , so muss s ie s i ch
an den Gesetzgeber wenden.

7. Obwohl s ie im Ver fahren unter l iegt werden der Beschwerdeführer in ke ine
Ver fahrenskosten überbunden, unter Anwendung von Art . 133 VRG.
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d e r G e r i c h t s h o f b e s c h l i e s s t :

I. Die Beschwerde, soweit zulässig, wird abgewiesen.

Aus diesem Grund wird der Entscheid der Sozialkommission der Stadt Freiburg vom
23. Februar 2007 bestätigt.

II. Es werden ke ine Ver fahrenskosten erhoben .

Givisiez, den 23. April 2009/mwu

Die Präsidentin:

Dieser Entscheid wird mitgeteilt: der Beschwerdeführerin, der beklagten Behörde und dem Kantonalen
Sozialamt zur Information.

27.APRIL2009


